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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Energie

Im Mérz 2017 debattierte der Nationalrat Uiber den Verfassungsartikel iiber ein Klima-
und Energielenkungssystem (KELS). Nachdem die UREK-NR im Januar einstimmig
Nichteintreten empfohlen hatte, deklarierten alle Fraktionen der grossen Kammer, dass
sie nicht auf die Vorlage eintreten wollen. Die Parteien argumentierten dabei sehr
unterschiedlich. Wahrend die SVP ein Energielenkungssystem und die Energie- und
Klimaziele insgesamt in Frage stellte, betonten FDP und CVP die Schwierigkeiten flr die
Wirtschaft, welche das KELS nach sich ziehen wirde. Stefan Miller-Altermatt (cvp, SO)
sagte fur die CVP-Fraktion, das KELS sei .in der besten aller Welten das beste aller
Systeme". Da wir aber nicht in der besten aller Welten leben wirden, lehne die CVP die
Vorlage ab. Eric Nussbaumer (sp, BL) hielt fest, dass es bereits eine
Verfassungsgrundlage fur Lenkungsabgaben gebe und das KELS deshalb nicht notwendig
sei. Grine und Grunliberale lehnten das KELS ebenfalls ab, betonten aber die
Wichtigkeit eines Massnahmenmixes zur Erreichung der Energie- und Klimaziele.
Obschon ein Nichteintreten quasi von Beginn der Debatte an feststand, dauerte die
Diskussion uUber zwei Stunden. Dies war vor allem auf die zahlreichen Fragestellungen
aus der SVP-Fraktion zurlickzufiihren: Insgesamt 39 Fragen stellten Mitglieder der SVP-
Fraktion den Rednerinnen und Rednern der anderen Fraktionen, zumeist mit dem Ziel,
deren Haltung zum ersten Massnahmenpaket der Energiestrategie 2050 in Frage zu
stellen. Die meisten Wortmeldungen kamen dabei von Magdalena Martullo-Blocher,
Adrian Amstutz, Albert Résti, Walter Wobmann, Christian Imark und Toni Brunner. Das
abschliessende Votum von Bundesrat Maurer fur das KELS @nderte nichts: Die grosse
Kammer beschloss ohne Gegenantrag Nichteintreten. '

Am 10. Februar 2019 lehnte das Berner Stimmvolk die kantonale Energievorlage knapp
mit 50.6 Prozent Nein-Stimmen ab. Das neue Gesetz, gegen welches der Berner
Hauseigentimerverband und Wirtschaftsverbédnde (Berner KMU, Handels- und
Industrieverein des Kantons Bern) das Referendum ergriffen hatten, wollte die
Energieziele des Bundes im Gebaudebereich auf kantonaler Ebene umsetzen. Das
zentralste Ziel der Vorlage war daher, dass Gebdude im Kanton Bern mehrheitlich mit
erneuerbaren Energien betrieben und besser vor Warmeverlusten geschutzt werden
sollten. Bis 2035 sollten deshalb Gebéaude fur das Heizen mindestens 70 Prozent
erneuerbare Energien nutzen, der gesamte Warmeverbrauch sollte um 20 Prozent
sinken und 80 Prozent des bendtigten Stroms sollte aus erneuerbaren Energien
stammen. Als konkrete Massnahmen sah das Gesetz vor, dass bei Neubauten ein Teil
des Strombedarfs selber - beispielsweise mittels Fotovoltaikanlagen - produziert
werden miusste. Zudem war vorgesehen, Gas- und Olheizungen durch Heizungen mit
erneuerbaren Energiequellen zu ersetzen und den Gemeinden mehr Autonomie bei der
Ausgestaltung der Vorschriften flr die Energienutzung zu erteilen.

Gegnerinnen und Gegner der Vorlage kritisierten, dass in den Gebdudeunterhalt schon
heute auf freiwilliger Basis genug investiert werde und die Verlagerung gewisser
Kompetenzen auf die Gemeinden zu einem Flickenteppich flhre. Zudem gehe die
Gesetzesanderung in Richtung eines Verbots der weit verbreiteten Olheizungen und
fihre zu hoheren Mieten, da Investitionen in Gebadude getétigt werden mussten.
Beflrworterinnen und Beflrworter hingegen betonten die Wichtigkeit der Vorlage fur
das Klima und fugten hinzu, eine fortschrittliche und nachhaltige Energieversorgung
fordere einheimische Energietrager und schaffe so Wertschépfung im Kanton. Zudem
konne mit dem Gesetz die Gemeindeautonomie gestarkt werden.

Bei den Abstimmungsergebnissen liess sich ein deutlicher Stadt-Land-Graben
erkennen. Nur die Verwaltungskreise Bern-Mittelland und Biel verzeichneten ein Ja; in
der Stadt Bern bejahten fast drei Viertel der Abstimmenden das Gesetz. Jedoch liess
sich auch in kleineren Stadten wie Langnau oder Burgdorf - nicht jedoch in der Stadt
Thun - eine Mehrheit flr die Vorlage finden. Die starkste Ablehnung fand die Vorlage in
landlichen Gebieten, so im Berner Oberland und im Oberaargau. Die Abstimmung im
zweitgrossten Kanton der Schweiz galt als Richtungsweiser fir weitere Abstimmungen
im Bereich Energie- und Klimapolitik in den Kantonen.
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Kantonale Abstimmung vom 10. Februar 2019

Beteiligung: 37.9%
Nein: 139'428 (50.6%)
Ja: 136'230 (49.4%)

Parolen
- Ja: SP, CVP, BDP, EVP, GLP, GP, Jungfreisinnige, Naturschutzverbande
- Nein: SVP, FDP, HEV ?

Energiepolitik

Au Conseil National, les députés ont transformé en postulat une motion de leur Ceate
invitant le gouvernement a stabiliser la consommation d'agents énergétiques fossiles
d'ici a I'an 2000, puis de la réduire de quelque 20% au cours des dix années suivantes.
Le Conseil fédéral a assuré que la politique énergétique actuelle sera poursuivie et
consolidée a l'aide des lois sur I'énergie et sur le CO2 et du programme qui prolongera
«Energie 2000» aprés le tournant du siecle. Néanmoins, I'exécutif estima que les
réductions d'agents fossiles ne pourraient pas atteindre les 20% au cours des dix
années suivantes. Le Conseil national a également transmis un postulat Vallender (prd,
AR) (Po. 98.3277) invitant le Conseil fédéral & faire en sorte que les violations des
engagements pris dans le cadre du protocole de Kyoto du 10 décembre 1997, dans le
domaine de la lutte contre les émissions de CO2, fassent I'objet d'une procédure
d'arbitrage internationale et que les pays en faute soient sanctionnés. *

Nach dem Nationalrat trat auch der Stéanderat nicht auf einen Verfassungsartikel iiber
ein Klima- und Energielenkungssystem ein. Er folgte damit der einstimmigen
Empfehlung seiner UREK-SR. Bundesrat Maurer hielt im Rat fest, die Vorlage sei aus
ganz unterschiedlichen Grunden zurlckgewiesen worden: Einige lehnten ein
Lenkungssystem grundsatzlich ab, andere fanden eine Verfassungsgrundlage fur ein
Lenkungssystem unnétig. Es werde mit der Ablehnung der Vorlage aber .kein einziges
Problem gelost™. Der Bundesrat halte ein Lenkungssystem weiterhin fir das
effizienteste Mittel zur Senkung des Energieverbrauchs. Mit der oppositionslosen
Annahme des Kommissionsantrags auf Zurlckweisung wurde die Vorlage vom Standerat
erledigt. *

Der Nationalrat folgte den Empfehlungen des Bundesrates und lehnte im Marz 2019 mit
117 zu 71 Stimmen bei 1 Enthaltung ein Postulat Grossen (glp, BE) ab, mit welchem der
grunliberale Nationalrat vom Bundesrat einen Bericht forderte, wie in der zweiten
Etappe der Energiestrategie 2050 ein staatsquotenneutrales und fir die Bevolkerung
und Wirtschaft méglichst verkraftbares, unbiirokratisches und mehrheitsfahiges Klima-
und Energielenkungssystem auf Gesetzesebene eingeflihrt werden koénnte. Die
Einfihrung von Lenkungsabgaben sei gemass Grossen effizient und auch noétig, da die in
der ersten Etappe beschlossenen Férdermassnahmen befristet seien und es deshalb
einer effizienten Nachfolgeldsung bedirfe. Die neue Umweltministerin Simonetta
Sommaruga pladierte im Namen des Bundesrates fur eine starke Klimapolitik und
betonte die Wichtigkeit der aktuellen Totalrevision des CO2-Gesetzes. Jedoch
fokussiere dieses Postulat zu stark auf ein bestimmtes Element, zudem habe der
Bundesrat ein solches Lenkungssystem bereits im Jahr 2015 unter dem Namen Klima-
und Energielenkungssystem vorgeschlagen; es sei aber vom Parlament 2017 abgelehnt
worden. Gegen ein solches Postulat stimmten auch die 30 an der Abstimmung
teilnehmenden Nationalrdtinnen und Nationalrate der FDP-Fraktion, was bei Jurg
Grossen gemass Presse auf Kritik stiess, da die Parteispitze wenige Wochen zuvor
angeklindigt hatte, eine griinere Politik betreiben zu wollen. °
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Netz und Vertrieb

Nationalratin Graf-Litscher (sp, TG) wies in ihrem Postulat flr eine Meldepflicht bei
kritischen Infrastrukturen darauf hin, dass Infrastrukturen wie Strom und
Telekommunikation sehr essentiell fur die Schweiz sind und Risiken wie Cyberangriffe,
Naturkatastrophen sowie militérische und terroristische Angriffe auf die Infrastruktur
grosse Auswirkungen auf das ganze Land haben wurden. Sie forderte den Bundesrat
dazu auf, darzustellen, wie eine mogliche Meldepflicht bei potenzieller Bedrohung
aussehen konnte. Mithilfe einer systematischen Auswertung dieser Meldungen kdnnte
so ein Frdhwarn-, Beratungs- und Abwehrsystem aufgebaut werden, welches
potenzielle Risiken verringert.

Bundesrat Maurer begrisste diese Forderung und betonte die geforderte Systematik,
die zur Pravention von Risiken flhren kénne. Durch den Austausch von Erfahrungen
unter den Betreibern und den staatlichen Behdrden kénne das Sicherheitsdefizit der
Schweiz in diesem Bereich verringert werden. In der Schweiz seien derzeit wichtige
Infrastrukturen anfallig bezlglich diverser Gefahren. Der Nationalrat nahm das Postulat
am 13. Dezember 2017 stillschweigend an. ¢

Im Dezember 2019 legte der Bundesrat einen Bericht in Erflllung des Postulates Graf-
Litscher (sp, TG) vor und prasentierte darin Varianten fiir die Ausgestaltung von
Meldepflichten von kritischen Infrastrukturen bei schwerwiegenden
Sicherheitsvorfallen. Der Bericht erdrterte die derzeitige Ausgangslage, verglich
Meldepflichten im Ausland und prasentierte nebst der Variante, keine weiteren
Meldepflichten einzufUhren, drei Varianten fur eine Meldepflicht und fur Meldestellen
in der Schweiz. Bei diesen drei Mdglichkeiten wirde entweder eine zentrale Meldestelle
etabliert, die bisherigen dezentralen Meldestellen in den Sektoren auf- und ausgebaut
oder als letzte Variante eine Kombination der beiden Ansatze umgesetzt, wobei eine
zentrale Meldestelle einzig fur Cybervorfélle und die bestehenden dezentralen Stellen
fur alle anderen sicherheitsrelevanten Vorfélle zustandig wéren. Die vorgeschlagenen
vier Varianten sollen in einem nachsten Schritt mit Wirtschaftskreisen, den Kantonen
und den zustédndigen Behodrden vertieft diskutiert werden und im Sommer 2020 zur
Erarbeitung einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage fiihren.’

Alternativenergien

La production d’énergie a partir de la biomasse nécessitant la conversion d'une part
croissante de l'activité agricole, plusieurs parlementaire se sont inquiétés des
conséquences de cette conversion sur l|'‘approvisionnement alimentaire et sur
I'indépendance alimentaire et énergétique du pays. En ce sens, les Chambres ont
adopté respectivement des postulats du conseiller national Schmied (udc, BE) et du
conseiller aux Etats Maissen (pdc, GR) confiant au gouvernement I'analyse de la sécurité
alimentaire suisse & moyen et long terme. Dans le méme sens, le Conseil national a
adopté un postulat Parmelin (udc, VD) demandant au Conseil fédéral de présenter un
rapport sur la stratégie qu’il entend mener face a ces nouveaux risques, notamment en
matiére de réserves obligatoires.

Erdol und Erdgas

Lors de la reprise des discussions au sujet de la mise en ceuvre de la loi sur le CO2, le
Conseil des Etats s’est prononcé en faveur de I'obligation pour les centrales a cycles
combinés alimentées au gaz de compenser intégralement leurs émissions de CO2. La
Chambre haute a en outre décidé que la part de cette compensation réalisée au moyen
de certificats d"émission étrangers ne pourrait pas excéder 30%. Au Conseil national,
une coalition de socialistes, écologistes et UDC a adopté, par 95 voix contre 81, une
proposition Freysinger (udc, VS) visant & conférer au Conseil fédéral la compétence de
fixer la part limite des certificats étrangers. Cette décision rend possible a la fois
économiquement (rentabilité) et écologiquement (compensation) la construction de
nouvelles centrales & gaz, tout en évitant le transfert de la production vers des pays
n‘appliquant ni la taxe sur le CO2, ni I'obligation de compenser. Constatant que ces
obligations excédaient le cadre fixé par la loi sur le CO2, le Conseil des Etats a renvoyé
le projet a sa commission afin qu’elle rédige un projet d’arrété distinct fournissant la
base légale nécessaire. En conséquence, la commission a présenté un projet d’arrété
concernant la compensation des émissions de CO2 des centrales a cycles combinés
alimentées au gaz. Ce projet prévoit que la part de la compensation réalisée au moyen
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de certificats étrangers ne peut excéder 30% des émissions totales. Le Conseil fédéral
pourra toutefois relever ce plafond a 50% si I'approvisionnement électrique du pays
|’exige. La durée de I'effectivité de I'arrété est limité au 31 décembre 2008. La Chambre
haute a adopté le projet de sa commission sans opposition. Le Conseil national s’y est
rallié par 124 voix contre 51 et 15 abstentions. En votation finale, la Chambre haute a
approuvé unanimement l'arrété et la Chambre basse par 137 voix contre 53. 7
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